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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, 
Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Dr. Leopold Herz, Nikolaus 
Kraus, Peter Meyer, Ulrike Müller, Alexander Muthmann, Prof. Dr. 
Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Tanja Schweiger, 
Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

zur Regelung des Zugangs zu Informationen im Freistaat Bayern 
(Bayerisches Informationszugangsgesetz – BayIZG)  

A) Problem 

Während in 11 Bundesländern und auf Bundesebene Informations-
freiheitsgesetze schon seit Jahren existieren, und diese zum Teil be-
reits wie in Hamburg zu einem Informationsfreiheits- und Transpa-
renzgesetz hin fortentwickelt werden, verfügt Bayern noch immer nicht 
über eine vergleichbare Regelung. Von den anderen 4 Bundeslän-
dern, die auch noch keine derartigen Gesetze erlassen haben, sehen 
zumindest die Koalitionsverträge von Baden-Württemberg, Hessen 
und Niedersachsen die Einführung eines Informationsgesetzes bzw. 
Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzes vor. Einsames 
Schlusslicht bilden damit Bayern und Sachsen. Für die effektive 
Wahrnehmung von Bürgerrechten ist der umfassende Zugang zu 
amtlichen Informationen eine wichtige Voraussetzung. Die bisherigen 
Informationszugangsrechte in Bayern sind u.E. nicht ausreichend und 
tragen einer transparenten Verwaltung und der Abkehr vom Amtsge-
heimnis in keiner Weise Rechnung. Die gegenwärtige Situation führt 
in Bayern auch zu dem absurden Ergebnis, dass die Bürger gegen-
über den Jobcentern mit gemeinsamer Trägerschaft durch Bunde-
sagentur für Arbeit und Kommune in Bayern auch ohne ein Bayeri-
sches Informationsfreiheitsgesetz einen Anspruch auf Informationszu-
gang haben, weil in diesem Fall das Bundesinformationsfreiheitsge-
setz greift. Gegenüber den Jobcentern der Optionskommunen in aus-
schließlich kommunaler Trägerschaft besteht hingegen in Bayern kein 
Anspruch auf Informationszugang. 

 

B) Lösung 

Es wird ein allgemeiner und voraussetzungsloser Zugang zu amtli-
chen Informationen des Freistaats Bayern unter angemessener Be-
rücksichtigung des Daten- und Geheimnisschutzes gewährt. Dadurch 
wird die demokratische Meinungs- und Willensbildung gefördert, die 
Kontrolle staatlichen Handelns verbessert und dazu beigetragen, die 
Akzeptanz staatlichen Handelns zu stärken. Die demokratischen Be-
teiligungsrechte werden durch die Umkehrung des Regel-Ausnahme-
Verhältnisses gestärkt, da die Behörde das Vorliegen von Ausnahmen 
zum Zugang darlegen muss. Darüber hinaus werden die Behörden 
zur proaktiven Veröffentlichung von bestimmten Informationen ver-
pflichtet und ein elektronisches Informationsregister geschaffen, das 
schrittweise fortzuentwickeln ist. 
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C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Mit einem unzumutbaren Verwaltungsaufwand ist durch die Schaffung 
eines Anspruchs auf Informationszugang nicht zu rechnen. Dies zei-
gen insbesondere die Erfahrungen aus anderen Bundesländern bei 
denen lediglich eine geringe Zusatzbelastung aufgetreten ist. Die Eva-
luation in Rheinland-Pfalz (Zeitraum 2009 - 2011) und in Thüringen 
(Zeitraum 2008 - 2010) hat auch gezeigt, dass das Gesetz kaum Aus-
wirkungen auf das Personal hatte. Mit höheren Personalkosten ist 
deshalb nur eingeschränkt zu rechen. Im Übrigen können mögliche 
Personal- und Sachkosten noch nicht beziffert werden, da sie von der 
Anzahl der gestellten Anträge abhängen werden. Ein Teil der Kosten 
wird durch die Erhebung von Gebühren und Auslagen gedeckt. 

Weiterhin entstehen zusätzliche Kosten bei dem Landesbeauftragten 
für Datenschutz, da er die Aufgabe des Landesbeauftragten für Infor-
mationszugang übernimmt, sowie für die Einrichtung und Pflege des 
Informationsregisters. Es bietet sich jedoch an, das bereits bestehen-
de Portal „www.verwaltungsservice.bayern.de“ zu nutzen und auszu-
bauen wodurch Kosten gespart werden können. Außerdem ist davon 
auszugehen, dass durch das Register Informationsbegehren überflüs-
sig gemacht werden. Dies geht zumindest aus der Mitteilung des Se-
nats vom 27. April 2010 an die Bremische Bürgerschaft in Bezug auf 
das dort geführte Register hervor. 
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Gesetzentwurf 

zur Regelung des Zugangs zu Informationen im 
Freistaat Bayern (Bayerisches Informationszu-
gangsgesetz – BayIZG) 

  

§ 1 
Gesetz zur Regelung 

des Zugangs zu Informationen im Freistaat Bayern  
(Bayerisches Informationszugangsgesetz – BayIZG) 
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Art. 1  Zweck des Gesetzes 

Art. 2  Begriffsbestimmungen 

Art. 3  Anwendungsbereich 
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Art. 5  Antrag und Verfahren 

Art. 6  Verfahren bei Beteiligung Dritter 

Art. 7  Entscheidung; Rechtsweg 

Art. 8  Schutz öffentlicher Belange 

Art. 9  Schutz des behördlichen Entscheidungspro-
zesses 

Art. 10  Schutz personenbezogener Daten 

Art. 11  Schutz des geistigen Eigentums und von 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 

Art. 12  Verträge der Daseinsvorsorge 

Art. 13  Kosten 

Art. 14  Veröffentlichungspflichten 

Art. 15  Landesbeauftragter für Informationszugang 

Art. 16  Ordnungswidrigkeiten 
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Art. 18  Inkrafttreten 

 

Art. 1 
Zweck des Gesetzes 

1
Zweck dieses Gesetzes ist es, den freien Zugang zu 

den bei den Behörden vorhandenen amtlichen Infor-
mationen sowie deren Verbreitung zu gewährleisten 
und die Voraussetzungen festzulegen, unter denen 
derartige Informationen zugänglich gemacht werden 
sollen. 

2
Es soll die Transparenz der Verwaltung ver-

größern, die Kontrolle des staatlichen Handelns ver-
bessern und damit die demokratische Meinungs- und 
Willensbildung fördern. 

  

Art. 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieses Gesetzes sind 

1. amtliche Informationen jede amtlichen Zwecken 
dienende Aufzeichnung, unabhängig von der Art 
ihrer Speicherung – nicht jedoch Entwürfe und 
Notizen, die nicht Bestandteil eines Vorgangs wer-
den sollen; 

2. Dritte alle Personen, über die personenbezogene 
Daten oder sonstige Informationen vorliegen; 

3. öffentliche Stellen die in Art. 3 Abs. 1 benannten 
Stellen. 

  

Art. 3 
Anwendungsbereich 

(1) 
1
Die Vorschriften über den Zugang zu Informatio-

nen gelten für die Behörden des Freistaats Bayern. 
2
Für sonstige Organe und Einrichtungen des Frei-

staats Bayern, der Gemeinden, der Gemeindeverbän-
de und der sonstigen der Aufsicht des Freistaats Bay-
ern unterstehenden juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts, gelten diese Vorschriften, soweit sie 
öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrneh-
men. 

3
Einer Behörde steht eine natürliche oder juristi-

sche Person des Privatrechts gleich, soweit eine Be-
hörde sich dieser Person zur Erfüllung ihrer öffentlich-
rechtlichen Aufgaben bedient oder dieser Person die 
Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben übertragen 
wurde. 

(2) Soweit besondere Rechtsvorschriften den Zugang 
zu amtlichen Informationen, die Auskunftserteilung 
oder die Gewährung von Akteneinsicht regeln, gehen 
diese mit Ausnahme des Art. 29 des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes und des § 25 des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch den Bestimmungen die-
ses Gesetzes vor. 



Seite 4 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Drucksache 17/1602 

Art 4 
Informationszugang 

(1) 
1
Jede natürliche und juristische Person des Privat-

rechts hat nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber 
den öffentlichen Stellen einen Anspruch auf Zugang 
zu vorhandenen amtlichen Informationen. 

2
Dies gilt für 

Personenvereinigungen entsprechend. 

(2) Das Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen 
kann nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen 
oder beschränkt werden. 
  

Art. 5 
Antrag und Verfahren 

(1) 
1
Der Zugang zu vorhandenen amtlichen Informati-

onen wird auf Antrag gewährt. 
2
Der Antrag kann 

schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder in elektro-
nischer Form bei der öffentlichen Stelle gestellt wer-
den, die über die begehrte amtliche Information ver-
fügt. 

3
In den Fällen des Art. 3 Abs. 1 Satz 3 ist der An-

trag an die Behörde zu richten, die sich der natürli-
chen oder juristischen Person des Privatrechts zur Er-
füllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben bedient. 
4
Wird der Antrag bei einer unzuständigen Stelle ge-

stellt, ist dieser unverzüglich an die zuständige Stelle 
weiterzuleiten und der Antragsteller ist hiervon zu un-
terrichten. 

5
Anträge können auch über das entspre-

chende Formular des zentralen Informationsregisters 
gestellt werden. 

(2) 
1
Im Antrag soll die betreffende amtliche Informati-

on möglichst genau bezeichnet werden. 
2
Sofern dem 

Antragsteller Angaben zur Umschreibung der begehr-
ten amtlichen Information fehlen, hat ihn die Behörde 
zu beraten. 

3
Betrifft der Antrag Daten Dritter im Sinne 

von Art. 2 Nr. 2, muss er begründet werden. 
4
Bei 

gleichförmigen Anträgen von mehr als 50 Personen 
gelten die Art. 17 bis 19 des BayVwVfG entspre-
chend. 

(3) 
1
Besteht ein Anspruch auf Informationszugang 

zum Teil, ist dem Antrag in dem Umfang stattzuge-
ben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe 
der geheimhaltungsbedürftigen Informationen oder 
ohne unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand mög-
lich ist. 

2
Entsprechendes gilt, wenn sich der Antrag-

steller in den Fällen, in denen Belange Dritter berührt 
sind, mit einer Unkenntlichmachung der diesbezügli-
chen Informationen einverstanden erklärt. 

(4) 
1
Die Behörde kann Auskunft erteilen, Aktenein-

sicht gewähren oder Informationen in sonstiger Weise 
zur Verfügung stellen. 

2
Die Behörde gewährt hierfür 

ausreichende zeitliche, sachliche und räumliche Mög-
lichkeiten. 

3
Begehrt der Antragsteller eine bestimmte 

Art des Informationszugangs, so darf dieser nur aus 
wichtigem Grund auf andere Art gewährt werden. 

4
Als 

wichtiger Grund gilt insbesondere ein deutlich höherer 
Verwaltungsaufwand. 

5
Der Antragsteller kann Notizen 

anfertigen oder Ablichtungen und Ausdrucke fertigen 
lassen soweit Vorschriften dieses Gesetzes nicht ent-
gegenstehen. 

6
Art. 11 Satz 1 bleibt unberührt.  

(5) 
1
Die Behörde ist nicht verpflichtet, die inhaltliche 

Richtigkeit der amtlichen Information zu prüfen. 
2
Sind 

der Behörde Hinweise auf Zweifel an der Richtigkeit 
bekannt, so sind diese mitzuteilen.  

(6) Soweit es sich um vorübergehend beigezogene 
Akten anderer öffentlicher Stellen handelt, die nicht 
Bestandteil der eigenen Verwaltungsunterlagen wer-
den sollen, weist die Behörde auf diese Tatsache hin 
und leitet den Antrag an die für die Entscheidung zu-
ständige Stelle weiter.  

(7) Die Behörde kann aus Kostengründen auf eine 
Veröffentlichung im Internet verweisen, wenn sie dem 
Antragsteller die Fundstelle angibt.  

(8) Die Veröffentlichung, Speicherung oder Sammlung 
von durch Akteneinsichten oder Aktenauskünfte erhal-
tenen Informationen zu gewerblichen Zwecken ist 
nicht zulässig. 

 

Art. 6 
Verfahren bei Beteiligung Dritter 

(1) Die Behörde gibt einem Dritten, dessen Belange 
durch den Antrag berührt sind, schriftlich Gelegenheit 
zur Stellungnahme innerhalb eines Monats, wenn An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass er ein schutzwürdi-
ges Interesse am Ausschluss des Informationszu-
gangs haben kann.  

(2) 
1
Die Entscheidung über den Antrag auf Informati-

onszugang ergeht schriftlich und ist auch dem Dritten 
bekannt zu geben. 

2
Der Informationszugang darf erst 

erfolgen, wenn die Entscheidung dem Dritten gegen-
über bestandskräftig ist oder die sofortige Vollziehung 
angeordnet worden ist und seit der Bekanntgabe der 
Anordnung an den Dritten zwei Wochen verstrichen 
sind. 

3
Art. 7 Abs. 5 gilt entsprechend.  

 

Art. 7  
Entscheidung; Rechtsweg 

(1) 
1
Die Behörde macht die begehrten Informationen 

unverzüglich, spätestens aber nach Ablauf einer Frist 
von einem Monat nach Antragstellung zugänglich. 
2
Soweit Umfang und Komplexität der begehrten Infor-

mationen dies rechtfertigen, kann die Frist nach 
Satz 1 auf zwei Monate verlängert werden. 

3
Der An-

tragsteller ist über die Fristverlängerung und deren 
Gründe schriftlich zu informieren.  

(2) 
1
Der Antrag auf Informationszugang kann abge-

lehnt werden, wenn sich die Information aus allgemein 
zugänglichen Quellen ergibt. 

2
Gleiches gilt, wenn die 

Information dem Antragsteller bereits bekannt ist oder 
der Antrag offensichtlich missbräuchlich gestellt wird.  

(3) 
1
Die Ablehnung des Antrags oder die beschränkte 

Gewährung des Informationszugangs ist innerhalb der 
in Abs. 1 Satz 1 genannten Frist schriftlich zu erteilen 
und zu begründen. 

2
In der Entscheidung ist auf die 

Möglichkeit von Widerspruch und Verpflichtungsklage 
sowie die Anrufung des Landesbeauftragten für den 
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Informationszugang hinzuweisen. 
3
Soweit Umfang 

und Komplexität der begehrten Informationen dies 
rechtfertigen, kann die Frist nach Satz 1 auf zwei Mo-
nate verlängert werden. 

4
Wurde der Antrag mündlich 

gestellt, erfolgt die schriftliche Ablehnung und deren 
Begründung nur auf ausdrückliches Verlangen des 
Antragstellers.  

(4) Soweit die Behörde den Antrag ganz oder teilwei-
se ablehnt, hat sie mitzuteilen, ob und wann der Infor-
mationszugang ganz oder teilweise zu einem späte-
ren Zeitpunkt voraussichtlich möglich ist.  

(5) 
1
Gegen die Ablehnung des Antrags sind Wider-

spruch und Verpflichtungsklage statthaft. 
2
Ein Wider-

spruchsverfahren nach den Vorschriften des 8. Ab-
schnitts der Verwaltungsgerichtsordnung ist auch 
dann durchzuführen, wenn die Entscheidung von ei-
ner obersten Landesbehörde getroffen wurde.  

 

Art. 8 
Schutz öffentlicher Belange 

(1) Der Anspruch auf Informationszugang ist abzuleh-
nen, soweit und solange  

1. das Bekanntwerden der amtlichen Informationen 
nachteilige Auswirkungen auf das Wohl des Lan-
des, die internationalen Beziehungen, die Bezie-
hungen zum Bund oder zu einem Land oder die 
innere und äußere Sicherheit haben kann;  

2. die notwendige Vertraulichkeit internationaler Ver-
handlungen oder behördlicher Beratungen beein-
trächtigt werden;  

3. durch die Bekanntgabe der amtlichen Informatio-
nen der Erfolg eines strafrechtlichen Ermittlungs- 
oder Strafverfolgungsverfahrens gefährdet oder 
der Verfahrensablauf eines anhängigen Gerichts-, 
Ordnungswidrigkeiten- oder Disziplinarverfahrens 
erheblich beeinträchtigt würde;  

4. das Bekanntwerden der amtlichen Informationen 
die öffentliche Sicherheit, insbesondere die Tätig-
keit der Polizei, der sonstigen für die Gefahrenab-
wehr zuständigen Stellen, der Staatsanwaltschaf-
ten oder der Behörden des Straf- und Maßregel-
vollzugs einschließlich ihrer Aufsichtsbehörden, 
beeinträchtigen würde;  

5. die amtliche Information einer Geheimhaltungs- 
oder Vertraulichkeitspflicht oder einem Berufs- 
oder besonderen Amtsgeheimnis unterliegt;  

6. das Bekanntwerden der Information nachteilige 
Auswirkungen auf die Kontroll- oder Aufsichtsauf-
gaben der Finanz-, Versicherungsaufsichts-, Wett-
bewerbs- und Regulierungsbehörden sowie Ange-
legenheiten der externen Finanzkontrolle haben 
kann;  

7. das Bekanntwerden der amtlichen Information ge-
eignet wäre, fiskalische Interessen des Landes im 
Wirtschaftsverkehr zu beeinträchtigen;  

8. das Bekanntwerden von Angaben und Mitteilun-
gen öffentlicher Stellen des Bundes oder anderer 
Länder ohne deren Zustimmung offenbart würden;  

9. bei vertraulich erhobenen oder übermittelten Infor-
mationen, soweit das Interesse des Dritten an ei-
ner vertraulichen Behandlung im Zeitpunkt des 
Antrags auf Informationszugang noch fortbesteht.  

(2) Ein Anspruch auf Informationszugang besteht 
nicht gegenüber der Verfassungsschutzbehörde des 
Landes.  

 

Art. 9  
Schutz des behördlichen  
Entscheidungsprozesses 

(1) Der Antrag auf Informationszugang soll abgelehnt 
werden für Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbei-
ten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorberei-
tung, soweit und solange durch die vorzeitige Be-
kanntgabe der Informationen der Erfolg der Entschei-
dung oder bevorstehender behördlicher Maßnahmen 
vereitelt würde.  

(2) Nicht der unmittelbaren Entscheidungsvorberei-
tung nach Abs. 1 dienen regelmäßig Ergebnisse der 
Beweiserhebung und Gutachten oder Stellungnahmen 
Dritter.  

(3) Nicht zugänglich sind Protokolle vertraulicher Be-
ratungen.  

(4) Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn das Be-
kanntwerden der amtlichen Information die Funktions-
fähigkeit und Eigenverantwortung der Staatsregierung 
beeinträchtigt.  

(5) 
1
Amtliche Informationen, die nach Abs. 1 und 3 

vorenthalten worden sind, sind spätestens nach Ab-
schluss des jeweiligen Verfahrens zugänglich zu ma-
chen. 

2
Hinsichtlich Abs. 3 gilt dies nur für Ergebnispro-

tokolle.  

 

Art. 10 
Schutz personenbezogener Daten 

1
Der Antrag ist abzulehnen, soweit und solange durch 

das Bekanntwerden der Information personenbezoge-
ne Informationen offenbart werden, es sei denn,  

1. der Betroffene willigt ein;  

2. die Offenbarung ist durch Rechtsvorschrift erlaubt;  

3. die Offenbarung ist zur Abwehr erheblicher Nach-
teile für das Allgemeinwohl oder von Gefahren für 
Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder 
sonstiger schwerwiegender Beeinträchtigungen 
der Rechte Einzelner geboten;  

4. die Einholung der Einwilligung der betroffenen 
Person ist nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich und es offensichtlich ist, dass 
die Offenbarung im Interesse der Person liegt;  
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5. der Antragsteller macht ein rechtliches Interesse 
an der Kenntnis der begehrten Information geltend 
und überwiegend schutzwürdige Belange des Be-
troffenen/Dritten stehen der Offenbarung nicht 
entgegen.  

2
Dem Antrag soll in der Regel stattgegeben werden, 

soweit sich die Angaben auf Namen, Titel, akademi-
schen Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Bü-
roanschrift und Bürorufnummer beschränken und  

1. die betroffene Person in amtlicher Funktion an 
dem jeweiligen Vorgang mitgewirkt hat oder  

2. die betroffene Person als Gutachter, Sachverstän-
diger oder in vergleichbarer Weise eine Stellung-
nahme in einem Verfahren abgegeben hat,  

es sei denn, der Offenbarung stehen im Einzelfall 
schutzwürdige Belange der betreffenden Person ent-
gegen.  

 

Art. 11 
Schutz des geistigen Eigentums und von  
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 

1
Der Antrag ist abzulehnen, soweit und solange der 

Schutz geistigen Eigentums entgegensteht. 
2
Zugang 

zu Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen darf nur ge-
währt werden, soweit der Dritte eingewilligt hat. 
3
Satz 2 gilt nicht, wenn das Informationsinteresse der 

antragstellenden Person die schutzwürdigen Belange 
des Betroffenen überwiegt. 

4
Dritter kann auch eine öf-

fentliche Stelle sein.  

 

Art. 12 
Verträge der Daseinsvorsorge 

(1) 
1
Hat der Antrag auf Informationszugang einen 

Vertrag der Daseinsvorsorge zum Gegenstand, der 
nach Inkrafttreten des Gesetzes geschlossen wurde, 
findet Art. 11 Satz 3 mit der Maßgabe Anwendung, 
dass das Informationsinteresse der antragstellenden 
Person die schutzwürdigen Belange des Betroffenen 
in der Regel überwiegt, wenn der Betroffene im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes keinem wesentlichen 
Wettbewerb ausgesetzt ist oder wenn dem Betroffe-
nen durch die Offenbarung der Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse kein wesentlicher wirtschaftlicher 
Schaden entstehen würde. 

2
Im Übrigen bleiben die 

Art. 8 bis 11 unberührt. 

(2) 
1
Ein Vertrag der Daseinsvorsorge ist ein Vertrag, 

den eine Stelle im Sinne von Art. 3 Abs. 1 abschließt 
und mit dem die Beteiligung an einem Unternehmen 
der Daseinsvorsorge übertragen wird, der Leistungen 
der Daseinsvorsorge zum Gegenstand hat oder mit 
dem das Recht an einer Sache zur dauerhaften Ein-
bringung von Leistungen der Daseinsvorsorge über-
tragen wird. 

2
Zur Daseinsvorsorge gehören insbeson-

dere die Wasserversorgung und die Abwasserentsor-
gung, die Abfallentsorgung, der öffentliche Personen-
nahverkehr, die Energieversorgung, die Wohnungs-
wirtschaft, die stationäre Krankenversorgung und die 
Datenverarbeitung für hoheitliche Tätigkeiten. 

Art. 13 
Kosten 

(1) 
1
Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz wer-

den Kosten erhoben. 
2
Dies gilt nicht für die Erteilung 

mündlicher oder einfacher schriftlicher Auskünfte und 
die Einsichtnahme vor Ort. 

3
Die Ablehnung eines An-

trags auf Informationszugang ist gebührenfrei.  

(2) Die Gebühren sind auch unter Berücksichtigung 
des Verwaltungsaufwands so zu bemessen, dass der 
Informationszugang nach Art. 4 wirksam in Anspruch 
genommen werden kann.  

(3) 
1
Die Staatsregierung wird ermächtigt, für Amts-

handlungen nach diesem Gesetz die Gebührentatbe-
stände und Gebührensätze durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen. 

2
Die Vorschriften des Kostengesetzes 

bleiben im Übrigen unberührt.  

 

Art. 14 
Veröffentlichungspflichten 

(1) Die öffentlichen Stellen sollen Verzeichnisse füh-
ren, aus denen sich die vorhandenen Informations-
sammlungen und -zwecke erkennen lassen.  

(2) Haushalts-, Stellen-, Bewirtschaftungs-, Organisa-
tions- Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne ohne An-
gabe personenbezogener Daten sind nach Maßgabe 
dieses Gesetzes allgemein zugänglich zu machen.  

(3) 
1
Jede öffentliche Stelle hat insbesondere die von 

ihr nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes erlassenen 
oder geänderten Verwaltungsvorschriften von allge-
meinem Interesse zu veröffentlichen. 

2
Die Veröffentli-

chung unterbleibt, soweit ein Antrag auf Informations-
zugang nach diesem Gesetz abzulehnen wäre.  

(4) 
1
Die Behörden machen die in den Abs. 1, 2 und 3 

genannten Pläne, Verzeichnisse und Verwaltungsvor-
schriften sowie weitere geeignete Informationen ohne 
Angaben von personenbezogenen Daten und Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnissen in elektronischer 
Form allgemein zugänglich und melden sie an das 
elektronische Informationsregister nach Abs. 5. 

2
Wei-

tere geeignete Informationen sind insbesondere  

1. Handlungsempfehlungen,  

2. Statistiken,  

3. Gutachten,  

4. Berichte,  

5. Broschüren,  

6. bei den Behörden vorhandene gerichtliche Ent-
scheidungen,   

7. Informationen, zu denen bereits nach diesem 
Gesetz Zugang gewährt worden ist,   

8. Unterlagen, Protokolle und Beschlüsse öffentli-
cher Sitzungen,  

9. Verträge der Daseinsvorsorge, die ab Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geschlossen werden; hierauf 
weist die Stelle im Sinne von Art. 3 Abs. 1 vor Ab-
schluss des Vertrages hin. 
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(5) 
1
Der Freistaat Bayern richtet ein zentrales elektro-

nisches Informationsregister ein, um das Auffinden 
der Informationen zu erleichtern. 

2
Die öffentlichen 

Stellen sind verpflichtet, die Informationen nach 
Abs. 4 an das Informationsregister zu melden.  

(6) Die Staatsregierung wird ermächtigt, Einzelheiten 
zum Informationsregister und zu den geeigneten In-
formationen nach Abs. 4 Satz 2 durch Rechtsverord-
nung zu regeln. 

 

Art. 15 
Landesbeauftragter für Informationszugang 

(1) Jeder kann den Landesbeauftragten für Informati-
onszugang anrufen, wenn er sein Recht auf Informati-
onszugang nach diesem Gesetz als verletzt ansieht.  

(2) Die Aufgabe des Landesbeauftragten für Informa-
tionszugang wird von dem Landesbeauftragten für 
den Datenschutz wahrgenommen.  

(3) 
1
Die Bestimmungen des Bayerischen Daten-

schutzgesetzes über die Aufgaben und Befugnisse 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz gelten 
entsprechend. 

2
Der Landesbeauftragte für den Daten-

schutz erstattet dem Landtag und der Staatsregierung 
entsprechend Art. 30 Abs. 5 BayDSG alle zwei Jahre 
einen Bericht über seine Tätigkeit, die Anzahl und 
Schwerpunkte der Informationsbegehren, die Zahl der 
abgelehnten Anträge sowie seine Anregungen zur 
Verbesserung der Informationszugangsrechte sowie 
der Veröffentlichungspflichten und des Informations-
registers. 

3
Die Vorschriften über den gerichtlichen 

Rechtsschutz bleiben unberührt.  

 

Art. 16 
Ordnungswidrigkeiten 

Mit Geldbuße bis zu 5 000 € kann belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Art. 5 Abs. 8 die 
durch Akteneinsichten oder Aktenauskünfte erhalte-
nen Informationen zu gewerblichen Zwecken veröf-
fentlicht, speichert oder sammelt. 

 

Art. 17 
Evaluierung 

Die Staatsregierung überprüft unter Mitwirkung des 
Landesbeauftragten für Informationszugang und der 
kommunalen Spitzenverbände die Auswirkungen und 
Anwendung dieses Gesetzes und berichtet erstmals 
zwei Jahre nach Inkrafttreten dem Landtag hierüber.  

 

Art. 18 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ……….……………… in Kraft.  

§ 2 
Änderung des Gesetzes zur  

Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 des Gesetzes zur Aus-
führung der Verwaltungsgerichtsordnung (AGVwGO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1992 
(GVBl S. 162, BayRS 34-1-I), zuletzt geändert durch 
§ 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (GVBl 
S. 689), wird wie folgt geändert:  

1. In der Nr. 6 wird nach dem Wort „Prüfungsent-
scheidungen“ ein Komma eingefügt.  

2. Es wird folgende Nr. 7 angefügt:  

„7.  im Fall des Art. 7 Abs. 5 des Gesetzes zur 
Regelung des Zugangs zu Informationen im 
Freistaat Bayern“  

 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ………...……...……….. in Kraft.  

 

 

 

Begründung:  

Zu § 1:  

Allgemein:  

Informationsfreiheitsgesetze gibt es in Deutschland 
nicht nur auf Bundesebene, sondern mittlerweile auch 
in den meisten Bundesländern. Vergleichbare Geset-
ze gelten außerdem in den meisten EU-Mitgliedstaa-
ten, auf EU-Ebene (Art. 255 EGV) und in vielen ande-
ren Staaten wie beispielsweise in den USA oder Ka-
nada.  

Angesichts der Tatsache, dass in vielen europäischen 
und außereuropäischen Ländern Informationsfrei-
heitsgesetze zum Standard der jeweiligen Rechtsord-
nung gehören, gibt der Freistaat Bayern seine Rolle 
als Schlusslicht auf und erlässt ein Informationszu-
gangsgesetz.  

Neben dem Anspruch auf Zugang zu bei öffentlichen 
Stellen vorhandenen Informationen werden Veröffent-
lichungspflichten geschaffen. Die Behörden müssen 
künftig bestimmte im Gesetz festgelegte Informatio-
nen elektronisch zur Verfügung stellen und diese an 
ein zentrales vom Freistaat Bayern zur Verfügung zu 
stellendes elektronisches Informationsregister mel-
den.  

 

Zu Art. 1  
(Zweck des Gesetzes):  

Art. 1 regelt den Zweck des Gesetzes, einen umfas-
senden Informationsanspruch zu gewährleisten.  
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Zu Art. 2  
(Begriffsbestimmungen):  

Art. 2 enthält Begriffsdefinitionen für die Begriffe „amt-
liche Informationen“ und „Dritte“. Informationen, die 
nicht mit der amtlichen Tätigkeit zusammenhängen, 
werden ebenso wenig erfasst wie Entwürfe und Noti-
zen. „Dritter“ ist derjenige, dessen personenbezogene 
Daten, geistiges Eigentum, Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnisse betroffen sind. Weiterhin wird der Begriff 
„öffentliche Stellen“ zur besseren Verständlichkeit des 
Gesetzestextes definiert.  

 

Zu Art. 3  
(Anwendungsbereich):  

Abs. 1: Das Gesetz gilt für alle Behörden des Frei-
staats Bayern im Sinn des Art. 1 Abs. BayVwVfG. Es 
gilt für sonstige Stellen nur, wenn sie Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen. Es findet somit 
keine Anwendung auf den Landtag im Rahmen seiner 
Gesetzgebungstätigkeit, die Gerichte, Strafverfol-
gungs- und Strafvollstreckungsbehörden, soweit sie 
als Organe der Rechtspflege tätig werden, und den 
Bayerischen Obersten Rechnungshof, solange er in 
richterlicher Unabhängigkeit tätig wird. Satz 3 erfasst 
insbesondere Verwaltungshelfer. Da dieses Gesetz 
keinen Anspruch gegen Private gewährt, ist An-
spruchsgegner die Behörde, deren Aufgaben der An-
trag betrifft.  

Abs. 2: Besondere Rechtsvorschriften, die spezielle 
Regelungen über den Zugang zu amtlichen Informati-
onen enthalten, gehen diesem Gesetz vor. Dies gilt 
jedoch nicht für allgemeine verwaltungsrechtliche 
Ansprüche nach Art. 29 BayVwVfG und § 25 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuches. Dieses Gesetz 
eröffnet über die allgemeinen Auskunftsansprüche 
hinaus einen Informationszugang auch außerhalb 
laufender Verfahren und für Nicht-Verfahrensbetei-
ligte.  

 

Zu Art. 4  
(Informationszugang):  

Art. 4 stellt die Anspruchsgrundlage für den freien Zu-
gang zu amtlichen Informationen dar. Der Anspruch 
gilt für jedermann, also für alle Deutschen, für Auslän-
der im In- und Ausland und für juristische Personen 
des Privatrechts sowie Bürgerinitiativen oder andere 
nichtrechtsfähige Vereinigungen.  

Öffentlichen Stellen können das Recht auf Informati-
onszugang in Verträgen weder ausschließen noch be-
schränken. Verträge, die von öffentlichen Stellen ab-
geschlossen werden, dürfen zukünftig keine entspre-
chenden Geheimhaltungs- oder Verschwiegenheits-
pflichten enthalten. 

 

Zu Art. 5  
(Antrag und Verfahren):  

Abs. 1 regelt, in welcher Form und bei welcher Stelle 
die Antragstellung zu erfolgen hat. Wegen der Nicht-
förmlichkeit des Verwaltungsverfahrens kann dieser 
schriftlich (elektronisch), mündlich (telefonisch) oder 
durch schlüssiges Handeln gestellt werden. Wird der 
Antrag bei der unzuständigen Stelle eingereicht, muss 
aus Gründen der Bürgerfreundlichkeit der Antrag an 
die zuständige Stelle unverzüglich weitergeleitet wer-
den und der Antragsteller hierüber in Kenntnis gesetzt 
werden.  

Abs. 2 betrifft die inhaltlichen Anforderungen, die im 
Interesse der Bürger und Bürgerinnen nicht allzu hoch 
anzusetzen sind. Wenn der Antrag Rechte Dritter be-
trifft, so muss der Antragsteller jedoch seinen Antrag 
begründen, damit die öffentliche Stelle die erforderli-
che Abwägung treffen kann bzw. der Betroffene über 
seine Einwilligung entscheiden kann. 

Abs. 3 regelt den beschränkten Informationszugang, 
wenn geheimhaltungsbedürftige Informationen oder 
Belange Dritter berührt sind. Dies entspricht der 
Transparenz und Verhältnismäßigkeit. Ein unverhält-
nismäßiger Verwaltungsaufwand liegt z.B. nicht vor, 
wenn die Information durch eine Abtrennung geheim-
haltungsbedürftiger Informationen oder durch eine 
geschwärzte Kopie zugänglich gemacht werden kann, 
wobei die Abtrennung oder Schwärzung kenntlich zu 
machen ist.  

Abs. 4 regelt die Ausgestaltung des Informationszu-
gangs und gewährt ein Antragsrecht bezüglich der Art 
der Information. Eine andere Art der Information darf 
nur aus wichtigem Grund gewählt werden, z.B. bei ei-
nem deutlich höheren Verwaltungsaufwand, aber 
auch bei Massenverfahren mit zahlreichen Personen 
und gleichförmigen Anträgen oder aufgrund materiel-
ler Gesichtspunkte wie dem Schutz personenbezoge-
ner Daten. Es gelten die allgemeinen Ermessens-
grundsätze. Vorbehaltlich urheberrechtlicher Vor-
schriften können Ausdrucke und Ablichtungen ange-
fertigt werden.  

Nach Abs. 5 muss die inhaltliche Richtigkeit nicht 
durch die Behörde überprüft werden.  

Abs. 6: Die angeschriebene Behörde ist nicht ver-
pflichtet, Informationen zu beschaffen oder zu rekon-
struieren. Verfügt sie nicht über die angeforderte In-
formation, hat sie lediglich die richtige Stelle für die 
Informationsgewährung zu benennen und den Antrag 
an die richtige Stelle weiterzuleiten.  

Nach Abs. 7 kann auf eine Veröffentlichung im Inter-
net verwiesen werden.  

Abs. 8 stellt klar, dass die Veröffentlichung, Speiche-
rung oder Sammlung von durch Akteneinsichten oder 
Aktenauskünfte erhaltenen Informationen zu gewerb-
lichen Zwecken nicht zulässig ist. Der Verstoß hierge-
gen ist bußgeldbewehrt (Art. 16). 
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Zu Art. 6  
(Verfahren bei Beteiligung Dritter):  

Art. 6 regelt die von Amts wegen zu erfolgende Betei-
ligung Dritter i.S.d. Art. 2 Nr. 2, also Personen, deren 
personenbezogene Daten, geistiges Eigentum, Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse betroffen sind. Die 
Beteiligung entfällt, wenn sich der Antragsteller mit 
der Unkenntlichmachung der Daten des betroffenen 
Dritten einverstanden erklärt, er sich erkennbar nicht 
rechtzeitig äußern kann oder seine mutmaßliche Ein-
willigung vorliegt. Zur leichteren gerichtlichen Über-
prüfung erlässt die Behörde abweichend vom Grund-
satz der Formfreiheit einen schriftlichen Bescheid, 
wenn Dritte beteiligt sind. Die Entscheidung über den 
Antrag ist als Verwaltungsakt von der faktischen Ge-
währung des Informationszugangs verselbständigt. 
Der Dritte kann einstweiligen Rechtsschutz nach § 80 
Abs. 5 VwGO erlangen.  

 

Zu Art. 7  
(Entscheidung; Rechtsweg):  

Abs. 1 regelt, dass die Informationen unverzüglich, 
spätestens aber innerhalb eines Monats zur Verfü-
gung gestellt werden müssen. Diese Frist kann aus-
nahmsweise auf zwei Monate verlängert werden, so-
weit Umfang und Komplexität der begehrten Informa-
tionen dies rechtfertigen. Dies betrifft zum Beispiel 
den Fall, dass Dritte nach Art. 6 zu beteiligen sind und 
diese sich erst gegen Ende der einmonatigen Frist 
nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 äußern. Wird die Frist ver-
längert, ist der Antragsteller hierüber zu informieren. 
Dabei sind auch die Gründe für die Fristverlängerung 
anzugeben.  

Abs. 2 dient der Entlastung der Behörde.  

Nach Abs. 3 muss bei der Ablehnung des Antrags 
oder der beschränkten Gewährung des Informations-
zugangs die Monatsfrist beachtet werden. Dieses 
kann wie bei Abs. 1 auf zwei Monate verlängert wer-
den. Zur Verwaltungsvereinfachung erfolgt die schrift-
liche Ablehnung des Antrags bei mündlicher Antrag-
stellung nur auf ausdrückliches Verlangen des An-
tragstellers.  

Abs. 4 dient der Verfahrensvereinfachung, da eine 
Befristung der Verweigerung nicht erforderlich ist.  

Gegen die ablehnende Entscheidung (Verwaltungs-
akt) sind nach Abs. 5 Widerspruch und Verpflich-
tungsklage zulässig. Das abweichend von § 68 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 VwGO vorgesehene Vorverfahren dient 
der Selbstkontrolle der Verwaltung und der Entlastung 
der Gerichte und gilt auch für Dritte.  

Zu Art. 8  
(Schutz öffentlicher Belange):  

Art. 8 Abs. 1 regelt Ausnahmefälle, in denen das indi-
viduelle Recht auf Informationszugang ausgeschlos-
sen ist, um den notwendigen Schutz öffentlicher Be-
lange zu gewährleisten. Die Behörde muss im Einzel-
fall darlegen, dass durch die Auskunft die konkrete 

Möglichkeit einer Beeinträchtigung des Schutzgrun-
des besteht.  

Nr. 1 schützt bestimmte hochrangige öffentliche Be-
lange wie das Wohl des Freistaats Bayern, die Bezie-
hungen zum Bund, zu einem anderen Bundesland 
oder zu anderen ausländischen Staaten bzw. zwi-
schen-/überstaatlichen Organisationen wie der EU. 
Außerdem sind die innere und äußere Sicherheit ge-
schützt.  

Nr. 2 schützt die innerbehördliche Vertraulichkeit im 
internationalen und innerstaatlichen Bereich.  

Der Informationszugang ist nach Nr. 3 abzulehnen, 
wenn der Erfolg eines strafrechtlichen Ermittlungs- 
oder Strafverfolgungsverfahrens gefährdet oder der 
Verfahrensablauf eines anhängigen Gerichts-, Ord-
nungswidrigkeiten- oder Disziplinarverfahrens erheb-
lich beeinträchtigt würde. Eine Beeinträchtigung des 
Verfahrensablaufs liegt z.B. vor, wenn einer betroffe-
nen Person die Rechtsverfolgung in einem Gerichts-
verfahren erschwert wird.  

Nach Nr. 4 ist der Antrag abzulehnen, wenn das Be-
kanntwerden der amtlichen Informationen die öffentli-
che Sicherheit beeinträchtigen würde. Unter „öffentli-
che Sicherheit“ ist die Unversehrtheit der Rechtsord-
nung und der staatlichen Einrichtungen sowie der 
Schutz zentraler Rechtsgüter wie Leben, Gesundheit, 
Freiheit, Ehre, Eigentum und Vermögen des Einzel-
nen zu verstehen.  

Nr. 5 betrifft die Geheimhaltungs-/Vertraulichkeits-
pflicht und Berufs- oder besondere Amtsgeheimnisse. 
Der Geheimnisschutz wird unverändert durch die ent-
sprechenden materiell-rechtlichen Regelungen in den 
jeweiligen Spezialgesetzen sichergestellt. Besonders 
wichtige Geheimnistatbestände begründen z.B. das 
Steuergeheimnis oder die ärztliche und anwaltliche 
Schweigepflicht.  

Nr. 6: Finanzbehörden haben Steuern gleichmäßig 
festzusetzen und zu erheben. Eine Weitergabe von 
Daten soll verhindert werden, um den Kontrollzweck 
nicht zu gefährden und das Steueraufkommen zu 
vermindern. Geschützt sind außerdem Wettbewerbs- 
und Regulierungsbehörden, die im Rahmen ihres ge-
setzlichen Auftrags wettbewerbsrelevante Unterneh-
mens- und Marktdaten erhalten und auswerten. Bei 
Bekanntwerden dieser Informationen bestünde die 
Gefahr, dass der Wettbewerb zwischen den Unter-
nehmen behindert oder verfälscht würde. Der Schutz 
der externen Finanzkontrolle, also die Prüfung der 
finanzwirtschaftlichen Aktivitäten der öffentlichen 
Hand durch den Bayerischen Obersten Rechnungs-
hof, umfasst Informationen im Rahmen der Prüfungs- 
und Beratungstätigkeit.  

Nr. 7 trägt haushaltsrechtlichen Grundsätzen Rech-
nung und schützt fiskalisches Handeln des Landes, 
soweit Landes- und Kommunalverwaltungen wie Drit-
te als Marktteilnehmer am Privatrechtsverkehr und 
Wirtschaftsleben teilnehmen und die Offenlegung in 
den Wirtschaftsverkehr eingreifen würde. Durch die 
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Beschränkung auf den Wirtschaftsverkehr wird klar-
gestellt, dass nicht jegliches fiskalische Interesse eine 
Ausnahme vom Informationszugang begründet. Es 
soll verhindert werden, dass sich Dritte durch einen 
Informationszugang wirtschaftliche Vorteile zu Lasten 
öffentlicher Haushalte verschaffen.  

Nach Nr. 8 ist der Antrag abzulehnen, wenn das Be-
kanntwerden von Angaben und Mitteilungen öffentli-
cher Stellen des Bundes oder anderer Länder ohne 
deren Zustimmung offenbart würden. Dies ist insbe-
sondere dann der Fall, wenn in den anderen Ländern 
keine eigenen Informationsfreiheitsgesetze bestehen.  

Nach Nr. 9 ist der Antrag abzulehnen bei vertraulich 
erhobener oder übermittelter Information, soweit das 
Interesse des Dritten an einer vertraulichen Behand-
lung im Zeitpunkt des Antrags auf Informationszugang 
noch fortbesteht. Behörden sind auf die Informations-
zusammenarbeit mit Bürgerinnen und Bürgern ange-
wiesen. Deshalb müssen derartige Informationen ge-
schützt werden, da andernfalls das Vertrauen für die 
Zusammenarbeit beeinträchtigt wird.  

Abs. 2 stellt sicher, dass alle Tätigkeiten des Verfas-
sungsschutzes vom Informationsanspruch ausge-
schlossen sind, da ansonsten unter Umständen 
Rückschlüsse auf Strategien und Aktivitäten des Ver-
fassungsschutzes gezogen werden können.  

 

Zu Art. 9  
(Schutz des behördlichen Entscheidungsprozes-
ses):  

Durch die Einschränkung des Informationszugangs 
werden interne Verwaltungsabläufe und damit die 
Effektivität des Verwaltungshandelns gewährleistet. 
Der Schutz bezieht sich im Wesentlichen auf den 
Prozess der Entscheidungsfindung, nicht aber auf die 
Ergebnisse des Verwaltungshandels.  

Abs. 1: Für Informationen, die Verwaltungshandeln 
vorbereiten, besteht in der Regel kein Informationsan-
spruch. Der Erfolg der Entscheidung wird vereitelt, 
wenn diese bei Offenbarung der Information aller Vo-
raussicht nach überhaupt nicht mit anderem Inhalt 
oder wesentlich später zustande käme.  

Abs. 2: Ergebnisse von Beweisaufnahmen, Gutachten 
und Stellungnahmen Dritter sind nicht geschützt, da 
dies abgrenzbare Erkenntnisse sind, die die Verfah-
rensherrschaft der Behörde nicht beeinträchtigen.  

Abs. 3: vgl. Begründung zu Art. 8 Nr. 6.  

Abs. 4 schützt den Kernbereich exekutiver Eigenver-
antwortung. Dieser Kernbereich beinhaltet einen nicht 
ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungs-
bereich. Umfasst ist z.B. auch die Willensbildung der 
Regierung, sowohl hinsichtlich der Erörterungen im 
Kabinett als auch bei der Vorbereitung von Kabinett- 
und Ressortentscheidungen (BVerfGE 67, 100, 139).  

Abs. 5: Der Ausnahmegrund nach Abs. 1 und 3 ent-
fällt, wenn das Verwaltungsverfahren abgeschlossen 

ist, da ein Schutz des behördlichen Entscheidungs-
prozesses dann nicht mehr erforderlich ist.  

 

Zu Art. 10  
(Schutz personenbezogener Daten):  

Art. 10 dient dem Schutz des Grundrechts auf infor-
mationelle Selbstbestimmung (Art. 2 i.V.m. Art. 1 
Abs. 1 GG; Art: 100, 101 BV). Die Betroffenen sind 
nach Art. 6 zu beteiligen.  

Absatz 1 Halbsatz 1 normiert einen zwingenden Ab-
lehnungsgrund für den Antrag auf Informationszu-
gang, wenn personenbezogene Daten offenbart wer-
den. Die Offenbarung personenbezogener Daten darf 
nur in den ausdrücklich geregelten Ausnahmefällen 
erfolgen. Eine allgemeine Abwägung zwischen 
schutzwürdigen Belangen von Betroffenen und dem 
Informationsinteresse der Allgemeinheit erfolgt nicht. 
Die Vorschrift geht vielmehr davon aus, dass perso-
nenbezogene Informationen grundsätzlich schutzwür-
dig sind und nur im Fall einzeln benannter Ausnah-
men zugänglich gemacht werden dürfen.  

Nach Nr. 1 darf der Informationszugang gewährt wer-
den, soweit der betroffene Dritte in die Offenbarung 
einwilligt und dadurch auf den Schutz seiner perso-
nenbezogenen Daten verzichtet.  

Nr. 2: Eine Ausnahme liegt auch dann vor, wenn die 
Offenbarung ausdrücklich durch eine Rechtsvorschrift 
erlaubt ist. Dies sind vor allem Auskünfte aus öffentli-
chen Registern oder einfache Melderegisterauskünfte. 
Unter eine Rechtsvorschrift im Sinne der Nr. 2 fällt 
insbesondere Art. 19 BayDSG. Darin werden die Vo-
raussetzungen für die Datenübermittlung an nicht-
öffentliche Stellen geregelt. Nach Art. 19 Abs. 1 Nr. 2 
ist ein berechtigtes Interesse an der Offenbarung 
glaubhaft darzulegen und der betroffene Dritte darf 
kein schutzwürdiges Interesse am Ausschluss der 
Kenntnis haben. Für den Antragsteller gilt dann auch 
die Zweckbindung nach Art. 19 Abs. 4 BayDSG. Die 
personenbezogenen Daten betroffener Dritter bei den 
Regelungen zum Informationszugang sollen in glei-
chem Umfang geschützt werden wie im Datenschutz-
recht.  

Nr. 3: Erhebliche Nachteile für das Allgemeinwohl 
oder Gefahren für sonstige gewichtige Rechtsgüter 
können nur in Ausnahmefällen eines übergesetzlichen 
Notstandes, insbesondere in Katastrophenfällen, die 
Herausgabe personenbezogener Daten bei ansonsten 
entgegenstehenden Datenschutzrechten rechtferti-
gen. Nicht ausreichend ist eine Beeinträchtigung le-
diglich finanzieller Interessen des Staates oder ande-
rer Hoheitsträger oder von Vermögensinteressen Ein-
zelner.  

Der Aufwand zur Einholung der Einwilligung des Be-
troffenen ist unverhältnismäßig i.S.v. Nr. 4, wenn die 
Identität der Betroffenen erst ermittelt werden muss 
oder es sich um eine Vielzahl von Personen handelt. 
Hiervon kann – auch im Sinne der Kostenersparnis für 
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den Antragsteller – abgesehen werden, wenn das 
Interesse des Betroffenen an der Bekanntgabe der 
personenbezogenen Daten offensichtlich ist. Jedoch 
sind wegen des hohen Schutzgutes der personenbe-
zogenen Daten an den Maßstab der Offensichtlichkeit 
hohe Anforderungen zu stellen.  

Nach Nr. 5 dürfen personenbezogene Daten aus-
nahmsweise offenbart werden, wenn der Antragsteller 
ein rechtliches Interesse geltend machen kann und 
der Offenbarung keine schutzwürdigen Belange des 
Betroffenen entgegenstehen. Ein rechtliches Interesse 
liegt vor, wenn die informationssuchende Person auf-
grund der Kenntnis der begehrten Informationen ein 
gerade ihr zustehendes subjektives Recht geltend 
machen kann – wenn es ihr also eine qualifizierte 
Rechtsposition verschafft. Kann ein rechtliches Inte-
resse an der Kenntnis der personenbezogenen Daten 
geltend gemacht werden, dürften dem Informations-
zugang außerdem keine schutzwürdigen Belange der 
Betroffenen entgegenstehen. Solche schutzwürdigen 
Belange können lediglich Belange der Betroffenen 
sein, die über ihr Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung hinausgehen, da dieses Recht bereits zum 
grundsätzlichen Ausschluss der Informationsweiter-
gabe führt.  

Bei Abs. 2 handelt es sich um eine Ergänzung des 
Art. 9 Abs. 2. Eine Offenbarung der aufgezählten per-
sonenbezogenen Daten Dritter, die in amtlicher Funk-
tion mitgewirkt oder als Gutachter, Sachverständige 
oder in vergleichbarer Weise in einem Verfahren Stel-
lung genommen haben, schließt daher den Informati-
onszugang nicht aus, soweit nicht im Einzelfall be-
sondere Gründe entgegenstehen. Einer Offenbarung 
personenbezogener Daten im Fall des Abs. 2 Nr. 1 
können insbesondere Fürsorgegründe entgegenste-
hen. Die Schutzinteressen der Betroffener sind jedoch 
gewahrt, wenn ihre personenbezogenen Daten un-
kenntlich gemacht werden (vgl. Art. 5 Abs. 3 Satz 2).  

 

Zu Art. 11  
(Schutz des geistigen Eigentums und von Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnissen):  

Durch Art. 11 wird der Berufs- und Eigentumsfreiheit 
(Art. 12, 14 GG) Rechnung getragen. Unter geistigem 
Eigentum sind insbesondere Urheber-, Marken-, Pa-
tent-, Gebrauchs- und Geschmacksmusterrechte zu 
versehen. Auch die Tätigkeit von Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen nach Art. 5 Abs. 3 GG wird 
von Satz 1 erfasst.  

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse im Sinne von 
Satz 2 sind Tatsachen, die im Zusammenhang mit 
einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb stehen, nur 
einem begrenzten Personenkreis bekannt sind und 
nach dem erkennbaren Willen des Inhabers sowie 
dessen berechtigtem wirtschaftlichen Interesse ge-
heim gehalten werden sollen (BGH, NJW 1995, 
S. 2301).  

Die Gewährung des Zugangs zu solchen Geheimnis-
sen setzt nach Satz 3 voraus, dass der oder die Be-

troffene eingewilligt hat oder dass bei einer Abwägung 
die Belange der den Informationszugang begehren-
den Person die Belange des oder der Betroffenen 
überwiegen. Die Offenbarung solcher Geheimnisse 
erfolgt nur bei Einwilligung des Betroffenen oder wenn 
eine Interessensabwägung und der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz bei einer Rechtsgüterkollision ergeben, 
dass das Geheimhaltungsinteresse des Betroffenen 
hinter einem wichtigeren öffentlichen Interesse oder 
höheren Rechtsgütern der Allgemeinheit zurücktreten 
muss. Die Abwägung wird in der Regel aufgrund des 
besonderen Schutzes durch Art. 12, 14 GG nur aus-
nahmsweise zur Offenbarung eines Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisses führen, z.B. wenn besondere 
Umstände vorliegen, wie eine nicht anders abwendba-
re Gesundheitsschädigung. 

Dritter kann auch eine öffentliche Stelle sein. Die Be-
troffenen sind nach Art. 6 zu beteiligen.  

 

Zu Art. 12  
(Verträge der Daseinsvorsorge): 

Der Anspruch auf Informationszugang umfasst auch 
Verträge über die Daseinsvorsorge die nach Inkraft-
treten des Gesetzes geschlossen werden. Im Rahmen 
der Evaluierung des Informationsfreiheitsgesetzes des 
Bundes wurde angeregt, eine Regelung zu Verträgen 
der Daseinsvorsorge in Anlehnung an § 8a IFG BE 
bzw. § 6a BremIFG aufzunehmen. Diese Anregung 
nimmt der Gesetzentwurf auf.  

Zugang zu Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen 
darf nach Art. 11 nur gewährt werden, wenn der Be-
troffenen einwilligt hat oder das Informationsinteresse 
die Belange des Betroffenen überwiegt. Für Verträge 
der Daseinsvorsorge gilt nach Art. 12 Abs. 1 im Rah-
men der Abwägung, dass das Informationsinteresse 
grundsätzlich vorrangig vor Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen hat, wenn der Vertragspartner nicht im 
Wettbewerb steht oder wenn kein wesentlicher wirt-
schaftlicher Schaden durch die Offenbarung entsteht. 
Da gerade im Bereich Daseinsvorsorge regelmäßig 
Verträge geschlossen werden und Informationen dar-
über für die Bürger sehr bedeutsam sind, bedarf es 
größtmöglicher Information und Transparenz. Verträ-
ge der Daseinsvorsorge können dem Informationsan-
spruch nicht mehr durch eine Vertraulichkeitszusage 
entzogen werden (Art. 4 Abs. 2). 

Abs. 2 umschreibt die Verträge der Daseinsvorsorge. 
Ein Vertragspartner muss danach eine Stelle im Sinne 
des Art. 3 Abs. 1 sein, wer anderer Vertragspartner 
ist, ist unerheblich. Außerdem muss Vertragsgegen-
stand die Übertragung der Beteiligung an einem Un-
ternehmen der Daseinsvorsorge, die Erbringung von 
Leistungen der Daseinsvorsorge oder die Übertra-
gung von Rechten an einer Sache, die dauerhaft der 
Einbringung von Leistungen der Daseinsvorsorge 
dienen soll. Mit Alternative 1 und 3 sind alle Arten der 
Privatisierung von Unternehmen der Daseinsvorsorge 
aber auch die Kooperation mit anderen Gebietskör-
perschaften umfasst, mit Alternative 2 Dienstleis-
tungsverträge, mit denen die öffentliche Hand Dritte 
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mit Aufgaben der Daseinsvorsoge beauftragt. Die 
beispielhafte Aufzählung von Verträgen der Daseins-
vorsorge in Satz 2 ist nicht abschließend. Für Verträ-
ge, die vor Inkrafttreten des Gesetzes geschlossen 
wurden, wird aufgrund der Rückwirkung auf einen 
Informationsanspruch verzichtet. 

 

Zu Art. 13  
(Kosten):  

Die Kostenerhebung muss nicht notwendigerweise 
kostendeckend erfolgen. Sie werden je nach Verwal-
tungsaufwand erhoben, sollen aber nicht abschre-
ckend sein. Der Informationsanspruch muss noch 
wirksam in Anspruch genommen werden können. 
Einfache Auskünfte ohne viel Rechercheaufwand und 
insbesondere die Ablehnung des Antrags sind gebüh-
renfrei. Beim Bürger darf nicht der Eindruck entste-
hen, er müsse für die Versagung seiner Rechte auch 
noch bezahlen. Die nähere Ausgestaltung wird durch 
Rechtsverordnung geregelt. Die verschiedenen Evalu-
ierungen haben im Übrigen ergeben, dass sich die 
Kosten im Rahmen halten und die öffentlichen Kassen 
nicht erheblich mehr belastet werden.  

 

Zu Art. 14  
(Veröffentlichungspflichten):  

Künftig sind auch bayerische Behörden zur aktiven 
Veröffentlichung amtlicher Informationen verpflichtet. 
Die Behörden müssen die in den Abs. 1 bis 3 genann-
ten Dokumente in elektronischer Form barrierefrei 
allgemein zugänglich machen und diese an ein zent-
rales vom Freistaat Bayern zur Verfügung zu stellen-
des elektronisches Informationsregister melden. Die 
Stadtstaaten Bremen und Berlin führen bereits öffent-
lich zugängliche Informationsregister. Hamburg hat 
diesem Beispiel folgend ebenfalls ein solches Regis-
ter beschlossen, das bis Herbst 2014 nicht nur Ver-
waltungsinterna öffentlich zugänglich machen wird, 
sondern auch konkretere öffentliche Datenbestände.  

Die in diesem Gesetz geschaffenen Veröffentli-
chungspflichten dienen der Verwaltungsvereinfa-
chung, der Transparenz der Verwaltung und machen 
zum Teil Einzelanträge nach Art. 5 überflüssig. Die 
Veröffentlichungspflichten im Gesetz umfassen die 
genannten Informationen sowie weitere geeignete 
Informationen. Auch Verträge der Daseinsvorsorge 
(vgl. Art. 12) sind künftig ohne Angabe von personen-
bezogenen Daten und Geschäfts- und Betriebsge-
heimnissen zu veröffentlichen; hierauf muss die Stelle 
nach Art. 3 Abs. 1 hinweisen. Durch die beispielhafte 
Aufzählung wird der Begriff „weitere geeignete Infor-
mationen“ definiert. Langfristig sollen aber alle Infor-
mationen, zu denen der Zugang nach den definierten 
Ausnahmetatbeständen nicht abzulehnen wäre, veröf-
fentlicht werden. Ziel ist eine schrittweise Ausweitung 
der Veröffentlichungspflicht nach dem Vorbild des 
Hamburger Transparenzregisters, was bei der Evalua-
tion nach Art. 16 zu berücksichtigen ist. 

Das elektronische Informationsregister nach Abs. 5 
ermöglicht einen zentralen Zugriff auf die Informatio-
nen und die erweiterte Suche nach Informationen bei 
den Behörden. Das Register enthält nur die Metada-
ten der gemeldeten Dokumente, die eigentlichen In-
halte werden dezentral „vor Ort“ gepflegt und veröf-
fentlicht um Aktualität und eine korrekte thematische 
Einordnung zu gewährleisten. Die Umsetzung dieses 
Gesetzes soll dabei auf vorhandene Systeme, z.B. 
das Portal „www.verwaltungsservice.bayern.de“ auf-
bauen und in das bestehende Informationsmanage-
ment eingegliedert werden, damit kein zusätzlicher 
administrativer Aufwand für den laufenden Betrieb des 
Informationsregisters entsteht.  

Zudem soll für Bürger auch die Möglichkeit bestehen, 
über ein Formular im Informationsregister einen indi-
viduellen Antrag auf Informationszugang nach Art. 5 
zu stellen. 

 
Zu Art. 15  
(Landesbeauftragter für Informationszugang):  

Art. 14 sieht vor, dass der Landesbeauftragte für Da-
tenschutz zugleich Landesbeauftragter für Informati-
onszugang wird. Dadurch können Informationszugang 
und Datenschutz bürgernah in Ausgleich gebracht 
werden. Außerdem können schon vorhandene Struk-
turen kostengünstig genutzt werden. Das Anrufungs-
recht ist keine Voraussetzung für die Zulässigkeit einer 
Klage, sondern soll zur außergerichtlichen Streit-
schlichtung beitragen. Es entspricht Art. 9 BayDSG.  

 
Zu Art. 16  
(Ordnungswidrigkeiten):  

Nach Art. 5 Abs. 8 ist die Veröffentlichung, Speiche-
rung oder Sammlung von durch Akteneinsichten oder 
Aktenauskünfte erhaltenen Informationen zu gewerb-
lichen Zwecken nicht zulässig. Ein Verstoß hiergegen 
kann mit bis zu 5.000 Euro bewehrt werden. 

 
Zu Art. 17  
(Evaluierung):  

Die praktischen Erfahrungen mit diesem Gesetz müs-
sen überprüft werden und dem Landtag ist hierüber zu 
berichten. Ein Schwerpunkt der Evaluierung liegt auf 
der Weiterentwicklung, Ausweitung und Intensivierung 
der Veröffentlichungspflichten und dem Ausbau des 
Informationsregisters im Sinne eines offenen und 
transparenten Staates.  

 
Zu Art. 18  
(Inkrafttreten):  

Art. 18 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.  

 
Zu § 2:  

Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 AGVwGO ist im Hin-
blick auf Art. 7 Abs. 5 zu ergänzen. 


